
Eine britische Vision für die digitale Wirtschaft der EU 
 
Die elektronische Kommunikationslandschaft Europas hat sich in eine digitale Welt 
verwandelt - eine Welt, die von Internet-Plattformen dominiert wird, die sich ständig 
durch neue, hin und wieder umwälzende Technologien verändert und ungeahnte 
Möglichkeiten für Startups bietet, die sich bei der Einführung neuer Produkte und 
Dienstleistungen von geographischen Grenzen nicht hemmen lassen. 
 
Europa hat eine großartige Ausgangsposition. Die Reformen des öffentlichen 
Dienstes in Estland, die Startup-Szene in Deutschland und das britische FinTech-
Ökosystem sind Beispiele für echten Fortschritt. Viele europäische Länder wie 
Irland, Belgien und Schweden arbeiten mit hohen Breitbandgeschwindigkeiten, 
wobei die Niederlande den US-Durchschnitt übertreffen. Aber in dieser neuen Welt 
ist das Flickwerk nationaler Märkte und überholter Rechtsvorschriften eine 
zunehmend anachronistische Erscheinung. Insbesondere im Vergleich mit den 
Vereinigten Staaten ist es immer noch zu schwierig, ein Unternehmen im digitalen 
Business zu starten, zu finanzieren und so zu vergrößern, dass es weltweit 
wettbewerbsfähig ist.1 
 
Probleme ergeben sich in mehreren Kategorien: 
 

 Verbraucher werden benachteiligt: Die Kunden von Streaming-Diensten 
mit Film-, Musik- oder TV-Angebot sollten in der Lage sein, bei Reisen 
innerhalb der EU auf die von ihnen abonnierten Dienste zugreifen zu 
können - dies ist ihnen derzeit verwehrt. Ebenso sollten Kunden beim 
grenzüberschreitenden Online-Shopping die gleiche Möglichkeit haben, 
Sonderangebote wie "Zwei zum Preis von einem" oder 50% Rabatt in 
Anspruch zu nehmen wie solche Kunden, die das Ladengeschäft 
persönlich aufsuchen. 
 

 Startups haben keinen leichten Zugang zu einem großen Markt und sind 
dadurch gegenüber nicht-europäischen Unternehmen benachteiligt. Zum 
Beispiel müssen neue Startups, die digitale Produkte und 
Dienstleistungen europaweit anbieten, in jedem einzelnen Absatzland 
Verwaltungsanforderungen an die Mehrwertsteuerabrechnung erfüllen, 
die eigentlich für viel größere Unternehmen gedacht sind; und wenn sie 
einen Webdomain-Namen im Ausland einrichten möchten, müssen sie 
im Fall einiger Mitgliedstaaten dort eine physische Adresse haben. 

 

 In vielen Teilen Europas wird die Innovation erstickt. Neue, spannende 
digitale Geschäftsmodelle, wie "Peer-to-Peer"-Dienste und "Sharing 
Economy"-Unternehmen, werden in einigen Mitgliedstaaten durch neue  
Vorschriften eingeschränkt. Für eine Reihe von paneuropäischen 

                                           
1 Die aus der Verwirklichung des digitalen Binnenmarktes erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile werden allgemein 

anerkannt. Die Europäische Kommission rechnet für die Amtszeit der neuen Kommission mit einem potenziellen zusätzlichen 
Wachstum in Höhe von 250 Milliarden €. Das Europäische Parlament hat in seinem Bericht über die Kosten der 
Nichtverwirklichung Europas für den digitalen Binnenmarkt ("The Cost of Non-Europe in the Single Market. Part III - Digital 
Single Market") die allein in den Bereichen Cloud Computing, Zahlungsverkehr sowie Post- und Paketzustellung erkannten 
"Lücken" auf jährlich 36 bis 75 Milliarden € beziffert. Die Denkfabrik Copenhagen Economics schätzte in einer Studie aus dem 
Jahr 2010 ("The Economic Impact of a European Digital Single Market"), dass die EU bis zum Jahr 2020 durch die 
Stimulierung einer schnellen Entwicklung des digitalen Binnenmarkts einen BIP-Zuwachs um 4% erzielen könnte. 



Unternehmen wird dadurch ihr potenzieller Marktanteil zum Vorteil 
größerer außereuropäischer Wettbewerber reduziert. 

 

 Die öffentlichen Dienste in Europa werden in vielen Fällen noch nicht 
automatisch digital organisiert; manche Mitgliedstaaten bieten eine 
ganze Reihe von digitalen Dienstleistungen, während andere kaum aktiv 
geworden sind, und die europäischen Bürger sind sich noch immer nicht 
klar über ihre Online-Rechte oder die Nutzung ihrer Daten durch 
verschiedene Unternehmen und Regierungen, sodass sie vor 
grenzüberschreitenden Käufen zurückschrecken. 

 
Das Vereinigte Königreich schlägt vor, dass die EU energische Schritte ergreift, um 
einen offenen, flexiblen Markt zu schaffen, dessen Rechtsrahmen die Dynamik der 
digitalen Wirtschaft widerspiegelt. Wir müssen Reflexreaktionen auf die mit dem 
Wandel verbundenen Risiken vermeiden und diese Risiken durch die Schaffung 
eines klaren, einfachen Regelwerks, das die Rechte aller legitimen Teilnehmer an 
der Online-Wirtschaft sichert, in den Griff bekommen. Darüber hinaus müssen wir 
sicherstellen, dass wir in einer von gegenseitigen Abhängigkeiten geprägten Welt, in 
der die Lieferketten globale, virtuelle Form annehmen und Handelsgespräche nun 
auch Dienstleistungen und Vorschriften abdecken, unter Einsatz von 
Handelsabkommen eine weltumspannende digitale Wirtschaft aufbauen. 
 
Dieses Non-Paper berücksichtigt in der Betrachtung des digitalen Binnenmarktes 
zwei verschiedene Standpunkte: die der Verbraucher und die der Unternehmer, die 
versuchen, den Markt zu erschließen. Für diese beiden Gruppen funktioniert der 
Markt immer noch nicht so gut wie für die globalen Marktteilnehmer. Wir sollten uns 
nicht scheuen, den Status quo zu stören: In dieser Phase der Digitalisierung müssen 
sich auch die Giganten von heute - vor nicht allzu langer Zeit selber Startups - der 
Herausforderung stellen. 
 
In unserer Vision ist der digitale Binnenmarkt ein von Natur aus digitaler 
Aktionsraum. Es sollte noch einfacher sein, online europaweit zu arbeiten als 
offline innerhalb der eigenen Grenzen. Wo Online-Unternehmen ihre 
Verwaltungsabläufe nur einmal abwickeln, nicht 28 Mal, und wo Fußballfans 
die Spiele, für die sie bereits bezahlt haben, unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsort streamen können. 
 
Im Folgenden führen wir aus, was die EU unserer Meinung nach in den nächsten 
fünf Jahren leisten sollte, um diese Vision zu realisieren. 
 
  
 
  



A. Mobilität und Sicherheit - ein Europa für digitale Verbraucher 
 
Mit dem Internet in der Tasche hat man das Gefühl, dass man in der Lage sein 
sollte, überall und jederzeit einzukaufen, unter Auswahl aus einem denkbar breiten 
Fächer von Anbietern. Verbraucher sollten nicht dafür bestraft werden, dass sie 
digitale Dienste in Anspruch nehmen oder Waren außerhalb ihres eigenen Landes 
erwerben; ihnen sollte das Vertrauen gegeben sein, dass ihre Rechte geschützt und 
ihre Daten auf Basis einer Einverständniserklärung verantwortungsvoll und 
transparent genutzt werden. 
 
1. Es sollte Verbrauchern möglich sein, ebenso wie Sachgüter auch die 

verschiedensten digitalen Produkte und Dienstleistungen gleich wo in der 
EU zu erwerben und zu nutzen. Ihre Online-Abonnements auf Musik oder Filme 
sollten auch auf Reisen gültig bleiben, und Verbraucher sollten in der Lage sein, 
Online-Inhalte zu erwerben, die im eigenen Land nicht ohne weiteres verfügbar 
sind: Das kreative Schaffen Europas ist eine seiner reichsten Ressourcen, und 
wer es genießen möchte, sollte dies gegen entsprechende Zahlung können, 
selbst wenn dies nur aus einem anderen Mitgliedstaat angeboten wird. 
Gleichzeitig muss Europa den Erhalt der Angebotsvielfalt sichern, indem durch 
den Schutz des geistigen Eigentums eine blühende, innovative Kultur- und 
Kreativwirtschaft gewährleistet wird. Unser Schutz des geistigen Eigentums muss 
durchgreifend sein. 

 
Die Kommission sollte sicherstellen, dass Verbraucher über die Grenzen hinweg 
zu fairen, angemessenen Bedingungen auf rechtmäßig verfügbare Inhalte 
zugreifen können. 

 
2. Die Preise für digitale Produkte und Dienstleistungen sollten nicht aufgrund 

der Herkunft des EU-Verbrauchers ungerecht geändert werden.2 Wenn 
Unternehmen ihre Preise aufgrund der Nationalität eines Verbrauchers, seiner IP-
Adresse oder physischen Anschrift zu Unrecht erhöhen, leiden die Verbraucher, 
und das Vertrauen in den Markt wird geschwächt. Preise können natürlich legitim 
abweichen, infolge von Verkaufssteuern oder Versandkosten zum Beispiel, aber 
es sollte nicht zulässig sein, dass zusätzliche Kosten erhoben werden, nur weil 
ein Online-Händler in einem Mitgliedstaat ansässig ist und die benutzte 
Kreditkarte aus einem anderen stammt. Ebensowenig sollten nationale 
Vorschriften über die Verkaufsförderung verhindern dürfen, dass Verbraucher aus 
dem Ausland die Vorteile eines Online-Angebots nutzen, auf das andere 
zugreifen können. Verbraucher gehen davon aus, dass man nicht gegen sie 
diskriminiert, weil sie in einem bestimmten Land leben. Es sollte Transparenz in 
der Preisgestaltung herrschen, und es sollte Unternehmen nicht möglich sein, das 
Vertrauen der Verbraucher im Binnenmarkt zu missbrauchen. 

 
Die Kommission sollte untersuchen, in welchem Maße gegen Verbraucher 
aufgrund des Landes, in dem sie leben, online diskriminiert wird, und welche 

                                           
2 Eine im Jahr 2009 von Matrix Insight für die Europäische Kommission erarbeitete Studie ("Zugang zu Dienstleistungen auf 
dem Binnenmarkt - Studie über Geschäftspraktiken mit Anwendung verschiedener Zugangsbedingungen auf der Grundlage 
der Staatsangehörigkeit oder des Wohnortes der Dienstleistungsempfänger") verwies in den vier untersuchten Sektoren 
Autovermietung, digitaler Download, Online-Verkauf von elektronischen Erzeugnissen und Tourismus auf Anscheinsbeweise 
für eine unterschiedliche Behandlung je nach Wohnort des Kunden. 

 



Folgen dies für die Wirtschaft und die Verbraucher hat; dementsprechend sollte 
sie Vorschläge zur Bekämpfung solcher Diskriminierung unterbreiten. 

 
3. Es sollte eine klare Reihe von hundertprozentig durchsetzbaren Online-

Verbraucherrechten geben.3 Der grenzüberschreitende Einkauf kann 
nervenaufreibend sein, selbst wenn man sich keine Sorgen darüber macht, ob 
das Paket pünktlich geliefert wird oder dass man im Fall eines betrügerischen 
Geschäftemachers keine Unterstützung finden würde. Die EU benötigt ein Bündel 
von Verbraucherrechten, die auf den Erwerb von digitalen Inhalten zugeschnitten 
sind und europaweit Geltung haben. Diese und andere europäische 
Verbraucherschutzmaßnahmen müssen für die Verbraucher leicht verständlich 
sein und von allen Mitgliedstaaten kooperativ durchgesetzt werden. Manche 
Unternehmen sind sich ihrer Pflichten einfach nicht bewusst, sodass sie besser 
darüber informiert werden müssen, wie sie Verbraucher zu schützen haben. Die 
EU muss auch kreative Wege finden, um Unternehmen die Erfüllung ihrer 
Pflichten zu erleichtern, da es schwierig sein kann, die rechtlichen Anforderungen 
auf dem Binnenmarkt eines Verbrauchers zu verstehen. 

 
Die Kommission sollte die Einführung und Durchsetzung von Verbraucherrechten 
überprüfen, die Geltung von Verbraucherrechten für digitale Produkte darlegen 
und sicherzustellen, dass Verbraucher und Unternehmen ihre Rechte verstehen 
und die Gewissheit haben, dass sie durchgesetzt werden. 

 
4. Verbraucher müssen eine bessere Verfügungsgewalt über ihre Daten haben 

und sich dessen bewusst sein, wie diese Daten von Unternehmen genutzt 
werden. Daten sind der Lebensnerv der digitalen Wirtschaft. Wir alle profitieren 
von einem besseren Einblick in das Verbraucherverhalten, das Innovation 
vorantreibt. Aber die Verbraucher benötigen einen Datenschutzrahmen, dem sie 
vertrauen können, wenn sie bereit sein sollen, ihre Daten zum Zweck neuer, 
besserer Dienstleistungen auswerten zu lassen. Wir müssen auf den nächsten 
Evolutionsschritt in der digitalen Wirtschaft vorbereitet sein; dessen treibende 
Kraft wird von den Entscheidungen der Verbraucher ausgehen, wie sie ihre 
persönlichen Daten nutzen lassen. Man muss in der Lage sein, seine von 
Dienstleistungsanbietern erfassten Daten abzurufen, sodass man sie von einem 
Anbieter zum anderen verlagern oder selber nutzen kann. Natürlich bergen neue 
Technologien auch neue Risiken, und wir müssen den Datenschutz in einen 
breiteren Rahmen einbetten, der die Sicherheit der Bürger gewährleistet. Aber die 
Weitergabe von Daten ist unvermeidlich, und wenn wir nicht das richtige Klima 
schaffen, um die damit verbundenen Chancen zu nutzen, können wir uns darauf 
verlassen, dass die datengetriebene Innovation an anderer Stelle fortgesetzt und 
einfach in die EU verkauft wird. 

 
Die Datenschutzrahmen sollte so bald wie möglich vereinbart werden und in 
seiner Form kein Wachstumshemmnis darstellen, die datengetriebene Innovation 
unterstützen und den Schutz der Verbraucherdaten gewährleisten. 

 

                                           
3 Nach Schätzung einer von Civic Consulting im Jahr 2011 vorgelegten Verbrauchermarktstudie über die Funktionsweise des 

elektronischen Geschäftsverkehrs ("Consumer market study on the functioning of e-commerce") könnte ein voll 
funktionsfähiger digitaler Binnenmarkt für E-Commerce dazu führen, dass die Verbraucher fast 60 Milliarden € durch niedrigere 
Preise und 95 Milliarden € durch größere Auswahl einsparen. 



5. Es muss möglich sein, in anderen europäischen Ländern zu den gleichen 
Bedingungen online zu gehen wie zu Hause. In einer von Mobilität geprägten 
Welt erscheint es unfair, wenn es auf einem angeblichen Binnenmarkt ein 
Vermögen kostet, E-Mails zu empfangen oder Apps zu benutzen. Darüber hinaus 
müssen KMU imstande sein, Geschäftsabläufe unterwegs abzuwickeln. Doch das 
Ende der Mobilfunk-Roamingentgelte darf nicht in einem unverhältnismäßig 
schwierigen Umfeld für aufsteigende Betreiber resultieren, die Binnentarife niedrig 
halten; die Freiheit der Verbraucher, ihre Geräte überall benutzen zu dürfen, muss 
deshalb Hand in Hand mit der Freiheit der Betreiber gehen, überall am Markt 
teilzunehmen. Das bedeutet Infrastrukturzugang für Betreiber zu einem 
vernünftigen Preis durch Senkung der Vorleistungskosten. 

 
Die Abschaffung der Mobilfunk-Roamingentgelte muss während der laufenden 
Verhandlungen über Telekommunikationsdienste vereinbart werden, wobei die 
Existenzfähigkeit kleinerer Betreiber zu schützen ist. 

 
6. Öffentliche Dienste sollten online verfügbar sein, den Leuten Zeit und Geld 

sparen und die mit papierbasierten Abläufen verbundene Frustration 
ausschalten. Bei Online-Abläufen ist es für Benutzer einfacher, mit einem Klick 
zu prüfen, wie ihre Anträge bearbeitet werden. Durch die Digitalisierung von 
Dienstleistungen und die Entlastung von Verbrauchern im Hinblick auf die 
wiederholte Angabe von Daten können öffentliche Dienste auch effizienter und für 
alle sicherer arbeiten. Die Entwicklung von Funktionen, die es Verbrauchern 
erlauben, bei der Nutzung von öffentlichen Diensten online ihre Identität zu 
bestätigen, während ihre Privatsphäre und ihre bürgerlichen Freiheiten geschützt 
werden, ist zu unterstützen. Barrieren, die diese Verfügbarkeit in der 
Privatwirtschaft verhindern, sollten geräumt werden. Diese Tools haben das 
Potenzial, Verbrauchern den Online-Zugang zu Bankwesen, 
Verkehrseinrichtungen und anderen Dienstleistungen zu ermöglichen, ohne zuvor 
papierbasierte Identifikationsabläufe zu erzwingen. 

 
Die Mitgliedstaaten sollten für den Online-Zugang zu ihren mindestens zehn 
meistgenutzten öffentlichen Dienstleistungen sorgen und die rechtlichen 
Hindernisse für den Zugang zu allen öffentlichen und privaten Dienstleistungen, 
die grenzüberschreitend online in Anspruch genommen werden, abbauen. 

 
  
 
  



B. Innovation durch Wettbewerb - ein Wirtschaftssystem für digitale 
Unternehmer 
 
Das Internet bietet Innovatoren unbegrenzte Möglichkeiten, mit besseren Produkten 
und Dienstleistungen hervorzutreten, solange wir nicht mit Vorschriften arbeiten, die 
von den etablierten Großunternehmen leicht zu erfüllen sind, alle anderen jedoch vor 
Probleme stellen. Wir müssen die Rechtsetzung so gestalten, dass neuen 
Marktteilnehmern durch gleiche Wettbewerbsbedingungen geholfen wird, anstatt sie 
mit einem Hindernislauf zu konfrontieren, bei dem viele Online-Neuexporteure schon 
an der ersten Hürde scheitern. Der neue Investitionsplan der Kommission betont die 
Notwendigkeit, Hindernisse für die Erbringung von Dienstleistungen in der gesamten 
EU zu räumen - dieser Ansatz sollte auch für den digitalen Markt gelten. 
 
1. Online-Unternehmen sollten sich nur einmal eintragen lassen müssen, um 

überall in der EU aktiv werden zu dürfen. So sollte der digitale Binnenmarkt 
funktionieren. Es sollte nur ein einziges Verfahren geben, das überall in der EU 
für die folgenden Abläufe gilt: 

 

 Anmeldung eines Webdomain-Namens, ohne Erfordernis einer physischen 
Anschrift in dem Land, das den Namen stellt. 
 

 Möglichkeit der Unternehmensgründung innerhalb von 24 Stunden, auf 
Wunsch unter elektronischer Erfüllung aller gesellschaftsrechtlichen 
Anforderungen. 
 

 Anmeldung zur Mehrwertsteuerabrechnung für den gesamten innerhalb der 
EU abgewickelten E-Commerce. 
 

 Navigation durch nationale Identitätsanforderungen über einen sicheren, 
geschäftsfreundlichen, grenzüberschreitenden elektronischen 
Identitätsprozess. 

 
 Abfrage von Know-how über den Online-Handel in beliebigen Mitgliedstaaten. 

 
Die Kommission sollte ein Bündel von legislativen und nicht-legislativen 
Maßnahmen vorlegen, um diese Ergebnisse für Unternehmen zu realisieren. 

 
2. Die etablierten Märkte dürfen neuen Marktteilnehmern mit neuen Ideen nicht 

verwehrt werden. Die Bedeutung von Daten hat die Dynamik der Online-
Wirtschaft verändert. Die EU muss aufs Neue untersuchen, ob der 
Wettbewerbsrahmen weiterhin zweckmäßig ist, doch bevor wir voreilige Schlüsse 
ziehen, müssen wir ein genaues Verständnis der Online-Märkte entwickeln. Das 
europäische Wettbewerbsregime ist bekannt für seine konsequente 
Durchsetzung, die dominierende Machtstrukturen im Fall von Missbrauch auflöst; 
diesen Nutzen müssen wir auch im Kontext eines datengesteuerten 
Wirtschaftssystems erbringen. Nur dann, wenn die Wirtschaftsdaten untragbare 
Marktverzerrungen aufzeigen, sollte die Kommission selbstverständlich alle ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel in Betracht ziehen, um dem Missbrauch ein Ende zu 



setzen. Und da digitale Märkte rasanten Veränderungsprozessen unterworfen 
sind, sollte die Kommission solche Verfahren viel schneller abschließen. 

 
Ein offenes Internet ist unerlässlich, um die Entwicklung neuer, innovativer 
Geschäftsmodelle zu gewährleisten. Es ist daher von entscheidender Bedeutung, 
dass es Unternehmen nicht gestattet wird, rivalisierende Dienstleistungen 
abzublocken oder zu unterdrücken, aber bei der Wahrung der Netzneutralität 
dürfen wir nicht zu restriktiv sein. Durch die Schaffung von Bedingungen, die neue 
Marktteilnehmer unterstützen, wird Europa die wichtigste Einzelmaßnahme 
treffen, um erfolgversprechende europäische Ideen auf die globalen Märkte zu 
bringen.  
 
Die Kommission sollte eine Wettbewerbsbeurteilung der Online-
Dienstleistungsmärkte vornehmen. Auf dieser Grundlage sollte dann analysiert 
werden, ob der Wettbewerbsrahmen die Anforderungen der datengesteuerten 
Wirtschaft erfüllt. 

 
3. Online-Unternehmen sollten die richtigen Steuerbeträge zahlen. Innerhalb 

Europas sollten die Steuervorschriften konsequent auf alle Unternehmen 
angewendet werden, und digitale Unternehmen sollten in den Ursprungsländern 
ihrer Gewinne mit den dort geltenden Steuersätzen belastet werden. Die 
Mitgliedstaaten und die Kommission sollten zusammenarbeiten, um 
sicherzustellen, dass international vereinbarte Regeln in der EU eingeführt 
werden können, da dies das wirksamste Mittel zur Bekämpfung von 
Steuerumgehung ist. 

 
Die OECD wird im Laufe des Jahres 2015 spezifische Lösungen für digitale 
Geschäftsmodelle prüfen, wenn Empfehlungen zu anderweitigen Aktionen gegen 
die Erosion der Bemessungsgrundlage und die Gewinnverlagerung (BEPS), wie 
Verrechnungspreise und feste Niederlassung, nicht weit genug gehen. Die 
Mitgliedstaaten sollten nach Abschluss und Bewertung der OECD-Arbeit konkrete 
Vorschläge in Betracht ziehen. 

 
4. Das europäische Steuerregime sollte das Unternehmertum fördern. Das 

Verfahren zur Erhebung von Mehrwertsteuer muss für grenzüberschreitend tätige 
Klein- und Kleinstunternehmen praktikabel sein, da sonst viele entmutigt werden, 
ihre Märkte auf andere Mitgliedstaaten zu erweitern. Die Änderungen der 
Mehrwertsteuervorschriften mit Wirkung vom 1. Januar 2015 werden dafür 
sorgen, dass große Unternehmen die richtigen Steuerbeträge zahlen. Aber diese 
Revisionen gehen auf die Zeit vor dem Aufstieg kleiner, agiler Online-
Unternehmen zurück, die nun vielleicht mit unverhältnismäßig großen 
Schwierigkeiten bei der Erfüllung dieser Anforderungen konfrontiert werden. 
Zusätzlich zu einer einzigen Anlaufstelle für die Mehrwertsteuerregistrierung und -
beratung sollte deshalb auch erwogen werden, einen einheitlich für den 
grenzüberschreitenden Handel in der EU geltenden Mehrwertsteuerschwellenwert 
zu vereinbaren, unter dem ein Unternehmen keine Mehrwertsteuer abzuführen 
und keine Mehrwertsteuererklärung abzugeben braucht. Sobald ein 
Kleinstunternehmen groß genug wird, um diesen Schwellenwert zu überschreiten, 
sollte es bei grenzüberschreitenden Handelsleistungen durch die Sonderregelung 
"Mini-One-Stop-Shop" entlastet werden. 



 
Die Kommission sollte die Geschäftswelt im Hinblick auf den Effekt von 
Änderungen in der Mehrwertsteuererhebung konsultieren und Reformvorschläge 
unterbreiten, um kleine Unternehmen zu entlasten. 

 
5. Die Rechtsetzung in Europa muss in ihrer Art und Weise die Anforderungen 

der digitalen Wirtschaft erfüllen. Das Internet ermöglicht es Startups, innerhalb 
weniger Monate Millionen von neuen Kunden zu gewinnen. In dieser Phase kann 
sich der Erfolg oder Misserfolg eines Unternehmens entscheiden. Wenn wir 
wollen, dass europäische Unternehmen weltweit in Wettbewerb treten, müssen 
wir sie im Wachstumsstadium unterstützen. Während sich innovative 
Unternehmen vergrößern, sollte die EU dafür sorgen, dass sie von manchen 
unnötigen, für größere Marktteilnehmer bestimmten Vorschriften entlastet werden. 
Alle neuen Legislativvorschläge sollten innovationsfreundlich sein und im Rahmen 
ihrer Folgenabschätzung einem digitalen Stresstest unterworfen werden. 
Außerdem müssen die bestehenden Rechtsvorschriften überprüft werden, um 
sicherzustellen, dass  sie noch für das digitale Zeitalter geeignet sind. 

 
Die anstehende Überprüfung der interinstitutionellen Vereinbarung über bessere 
Rechtsetzung sollte die Möglichkeiten für eine Reform des 
Gesetzgebungsverfahrens erwägen, um zu gewährleisten, dass es die 
Anforderungen der digitalen Wirtschaft erfüllt. Im REFIT-Programm sollte sich 
erweisen, welche Teile des Rechtsbestands reformbedürftig sind. 

 
6. Neue Technologien müssen interoperabel und grenzüberschreitend nutzbar 

sein, damit sie auf einem europaweiten Markt entwickelt werden.4 Cloud 
Computing, Data Science, Fertigungsdurchbrüche wie 3D-Druck und das "Internet 
der Dinge" werden unter den richtigen Bedingungen enorme Wachstumsquellen 
darstellen. Die EU muss europäischen Unternehmen helfen, diese Technologien 
als Frühanwender zu nutzen. Im Hinblick auf die Festlegung oder Nutzung 
gemeinsamer Definitionen für Standardprodukte und -dienstleistungen, einfache 
und sowohl von Unternehmen als auch Verbrauchern grenzüberschreitend 
verwendbare Verträge sowie technische Normen, die bedarfsgerechte 
Interoperabilität gestatten, während die für kontinuierliche Innovation notwendige 
Flexibilität gesichert wird, sollte die EU dafür sorgen, dass Europa eine 
Führungsposition einnimmt. Dies wird die Entfaltung europäischer Akteure auf 
neuen Weltmärkten fördern. Im Telekommunikationsbereich sollten die Betreiber 
in der Lage sein, standardisierten Infrastrukturzugang europaweit zu einem 
vernünftigen Preis zu erwerben. Dadurch wird es ihnen ermöglicht, 
grenzüberschreitend tätigen Unternehmen wettbewerbsfähige 
Telekommunikationsdienstleistungen anzubieten. 

 
Die Kommission sollte mit den europäischen Normungsgremien 
zusammenarbeiten, um im Verbund mit der Industrie und anderen IKT-
Normungsorganisationen kohärente digitale Normen zu fördern, die eine 
Marktfragmentierung vermeiden. Sie sollte auch dafür sorgen, dass die nationalen 

                                           
4 Zum Beispiel identifiziert das Europäische Parlament in seinem Bericht über die Kosten der Nichtverwirklichung Europas für 

den digitalen Binnenmarkt das Cloud Computing als akzeptanzschwach und stellt fest, dass Unternehmen und Verbraucher 
durch unklare, komplexe und rechtlich unsichere Verträge von der Nutzung und Annahme der Cloud abgeschreckt werden. Die 
"Kosten der Nichtverwirklichung Europas" in diesem Bereich werden auf jährlich 31,5 bis 63 Milliarden € geschätzt. 



Regulierungsbehörden einen einheitlichen Satz von Zugangsprodukten auf 
Vorleistungsebene definieren. 

 
7. Daten beflügeln Kreativität und Innovation - wir müssen sicherstellen, dass 

anonymisierte Daten zur Auswertung bereitgestellt werden. Forscher und 
Unternehmer können offene Daten arbeiten lassen, und je größer die Datensätze, 
desto besser die Ergebnisse. Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten 
datengesteuerte Kreativität unterstützen, indem sie die Open-Data-Charta 
annehmen und bestehende Rechtsvorschriften überarbeiten, um gemeinsame 
Standards für die Publikation von Daten des öffentlichen Sektors zu 
gewährleisten. Dies würde solche Daten aus ganz Europa für jedermann immer 
wieder nutzbar machen - soziale Probleme wären besser verständlich, und 
öffentliche Dienstleistungen würden verbessert. Ebenso sollte die EU 
Urheberrechtsausnahmen unterstützen, um die Tätigkeit in Forschung, Bildung 
sowie Text- und Data-Mining marktweit zu gestatten, und Urheberrechtsabgaben 
in jeglicher Form ablehnen, damit der europäischen Innovation wichtige Impulse 
gegeben werden. 

 
Eine Empfehlung des Rates sollte die Annahme der Open-Data-Charta durch alle 
Mitgliedstaaten anregen, und die Kommission sollte die Erleichterung des 
Datenaustauschs, untermauert von robusten Sicherheitsvorkehrungen, in und 
unter den öffentlichen Dienstleistern unterstützen. 

 
 


